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Hab ſatten ſe u..
Die offizielle Entſcheidung über die

Antwort auf die Einladung
der Alliierten an Deutſchland iſt zwar im Augenblick, da
dieſe Zeilen geſchrieben werden, noch nicht gefallen. Jm

Grunde jedoch zweifelt niemand daran, daß Dr. Streſe
P mann an der Konferenz teilnehmen wird.
muß den Deutſchnationalen doch eine Friſt zur Vorberei

Allein man
tung ihres neuen Umſalles gönnen, und aus dieſen Grun
de wurde die Entſchlußfaſſung des Kabinetts noch hinaus

Das wiederum bedingte automatiſch eine Ver
ſchiebung des Zuſammentritts des Auswärtigen Ausſchuſ
es Dieſe verlorenen Tage bedeuten die den Deutſch

Rückzug.
Vor einigen Tagen erſt hat nach einer

Rede Hergts in Dresden
eine Verſammlung deutſchnationaler Vertreter eine Ent
ſchließung angenommen, in der es heißt: „Die Zuſtimmung
zum Abſchluß des Verkrages, durch den freiwillig
in irgendeiner Form deutſches Land preis
gegeben wird, oder zum Eintritt in den Völ
erbund derzeitiger Geſtaltung iſt für eine
Deutſchnationale Partei unmöglich. Es iſt
Aufgabe der Partei, durch ihre dazu berufenen Vertreter
Annahme und Eintritt zu verhindern und insbeſondere
durchzuſetzen, daß eine Außenminiſter- Zuſammen
kunſt überhaupt nicht beſchickt wird, wenn
nicht vorher die Erfüllung der wirklich un
werzichtbaren Korderungen (vergl. die Rede
des Grafen Weſtarp) durch bindende Zuſage der
ntentemächte zugeſtanden und ſicherge-

ſtellt iſt. Können die Deutſchnationalen dieſes Ziel nichtn ſo verlangt Selbſtachtung und Selbſterhaltungs-

trieb der Partei in gleicher Weiſe wie der Gedanke an die
Zukunft des deutſchen Vaterlandes den

Austritt aus der Reichsregirung.
Berr Hergt hat hernach erklärt, daß er der Partei
vorſitzende! in einer Verſammlung lediglich
ſt a ttet“ habe!
Die unentwegten Blätter wetterten ſoeben noch gegen
die Konferenz und die würdeloſeſte aller bis
herigen Arten der Erfüllungspolitik.“ Der
m Loktal- Anzeiger? erklärte erſt vor einigen Tagen
Wir werden bis zum letzten Augenblick wer
immer auch dafür ſeil gegen einen Stcher-

Weitspakt ſein, der unſeren Feinden ihren Raub und
die Beſeitigung unſerer letzten denkbaren Anwartſchaft in
Europa ſichern ſoll und uns unſer nationales Elend

Heute rauſcht es bereits anders im deutſchnationalen
VBlätterwalde, denn inzwiſchen iſt zum Rückzuge ge
blaſen worden! Die Deutſche Tageszeitung“
meint plötzlich, die Geſamtlage Deutſchlands
würde ſicherlich nicht gebeſſert werden, wenn man die
Einladung zur Außenminiſter- Konferenz ohne triftige
Begründung ablehnt oder die Antwort mit ganz
neuen Forderungen und Vorbehalten, die
offenkundig über jene der deutſchen Note vom 20. Juli hin
ausgehen, belaſten wollte. „Die Verantwortung
hierfür und für ein auf ſolche Weiſe etwa
heruürſachtes Scheitern der Paktverhand-lungen könnte von der deutſchen Rechten
nichk getragen werden
Es iſt nun natürlich nicht leicht, der mit nationalen

Phraſen gefütterten Herde

e den neuen Umfall
beizubringen. Man möchte den peinlichen Augenblick des
völligen Geſtändniſſes noch hinausſchieben, und ſo mag
ſich denn das deutſche Volk und die übrige Welt gedulden,
bis die deutſchnationalen Miniſter und Parteiführer den
Mut aufbringen, Farbezu bekennen Wir fürchten,
daß ſich die „ſchwankenden Geſtälten“ auch jetzt noch vor

der endgültigen Stellungnahme herumzu-
drücken ſuchen werden. Jhre Miniſter werden zwar der
Teilnahme an der Konferenz zuſt im men, aber den
Wählern gegenüber ſo tun, als ſeien ſie dadurch keineswegs

von den nationalen Forderungen“ abgewichen.
Auf dieſe bequeme Weiſe könnte die Partei im Kabinett
verbleiben und gleichzeitig den Wählern weiter „blauen

Den Bericht über die guswärtige Lage er

nationalen gebauten goldenen Brücken für ihren

T 7 See

Dunſt vormachen. Wir hoffen, daß den Herrſchaften dies
unwürdige Doppelſpiel endlich geſtört werden
wird. Die Deutſchnationalen müſſen die

volle Verantwortung für die Außenpolitik
des Reiches mittragenoder aus der Regierung
aus treten. Es iſt zwar ein unmöglicher Zuſtand, daß
der deutſche Außenminiſter, wenn er zur Konferenz geht

wie unſer demokratiſcher Parteivorſitzender Koch in der
Sitzung des Parteiausſchuſſes am Sonntag im Reichstag
ſich gusdrückte, „ſich allein nicht getraut, und
dem allein nicht getraut wird. Dennoch mei
nen wir, man müſſe darauf beſtehen, daß Herr Schiele
Herrn Dr. Streſe mann nach Locarno, oder wo
hin immer, begleite. Sonſt würde das Verſteckſpiel
von neuem beginnen.

Sollten die Deutſchnationalen den Außenminiſter un
ter das kaudiniſche Joch beſtimmt formulierter Vorgus
ſetzungen zwingen, meint das B. T, ſo dürfte er die Ka
binettsfrage ſtellen. Die Deutſche Volkspar
tei ſteht jetzt aber einmütig hinter Herrn Streſemann
und würde im Konfliktsfall durch ihren Austritt
gus der Koalition die Konſequenzen ziehen.
Das würde eine Regierungs wenn nicht eine

Parlamentskriſe im Reich
bedeuten, die eine ſolche in Preußen, wo alles nach end
gültiger Klärung drängt, zweifellos nach ſich ziehen würde.

Die Deutſchnationalen werden das ha
ben wir an dieſer Stelle ſeit Wochen vorausgeſagt, den
Becher der Demütigungen bis zur Neige leeren und auch
dem Sicherheitspakt zuſtimmen. Denn dann
können ſie in der Regierung bleiben und brau
chen fürs erſte im Reich keine Neuwahlen zu ris
kieren.

Die Vereinigten Vater ländiſchen Ver
bände Bayerns“ ſchäumen aber bereits in einem
„offenen Appell den wir der Wichtigkeit halber un
ſeren Leſern nicht vorenthalten möchten. Die bedeutungs-
vollſten Sätze lauten: „Keine deutſche Regierung hat aber
das Recht, in dieſer Faſſung Verpflichtungen einzugehen, die
der Deutſche von heute und noch mehr der Deutſche ſpäterer
Generationen ſchroff ablehnen muß. Darum würden Ver
tweter der Rechts parteten die ihre Wahl
in den Reichstag den vaterländiſchen Kreéei-
ſen verdanken milder Anterſtütungeiner
ſolchen Politikdas Band zwiſchen Wählern
ünd Gewählten zerreißen. Schon die Be
handlung mancher inner politiſchen Frage
durch den Reichstag, z. B. der ſogenannten

Aufwertungsfrage hat tiefe Verſtimmung erzeugt.
Müßte das deutſche Volk auch noch die bit
ttere Erfahrungmachen, daß dieſer Paktver-
handlungen trotz der Reichspräſidentſchaft Hinden
bürgs zu einer erneuten diesmalfreiwilli-
gen Verſklavung Deutſchlands führen, ſo
wiürde, in Bayern wenigſtens

kein vaterländiſcher Wähler zu ſolchen Parteien
das notwendige Vertrauen aufbringen.“

Wahrlich, ſelbſt der bornierteſte deutſchnationale Wäh
ler dürfte beim Erwäachen ſich die Augen reiben und mit
Fauſt ſeufzen: „Bin ich denn abermals betro-

gen e eBeamten-WBeſpitzelungs ſyſtem
Des Abg. Legpold

Zur Decküng der in der Barmak Angelegenheit bloß-
geſtellten StaatsanwaltſchaftsAſſeſſoren Kußhmann und
Caſpary hatte der deutſchnationale Abg. Leopold ſchwere
öffentliche Anſchuldigungen gegen den Regierungsdirektor
Weiß, den Chef der Berliner Kriminalpolizei, erhoben.
Dieſe Anſchuldigungen ſind bereits in einer Erklärung des
Preußiſchen Preſſedienſtes, alſo von amtlicher Seite als
völlig unhaltbar und ſogar als leichtfertig aufgeſtellt, zu
rückgewieſen worden, ohne daß der Abg. Leopold bisher
Veranlaſſung genommen hat, den in ſeiner Veröffentlichung
in Ausſicht geſtellten Wahrheitsbeweis zu führen oder auch
nur einen Verſuch nach dieſer Seite hin zu machen. Jetzt
hat Regierungsdirektor Weiß in ſeiner Eigenſchaft als
Heuge vor dem Barmat- Ausſchuß und unter ſeinem Cide
gusgeſagt, daß von dem deutſchnationalen Abg. Leopold im
Verein mit einigen Gleichgeſinnten beim Juſtizminiſterium
ſowohl als auch beim Berliner Polizeipräſidium ein Be
anmtenbeſpitzelungsſoſtem unterhalten werde, vermöge deſ

rer

ſen dienſtliche und außerdienſtliche Handlungen zur Preſſe
hetze von rechts verwendet würden. Hohe Beamte in bei
den Dienſtſtellen klagten über Verletzung der Amtspflicht
und der Dienſtverſchwiegenheit, die auf dieſes Spitzelſy
ſtem zurückzuführen ſei und zu einem Grade von Korrup
tion zu führen drohe, daß ſogar deutſchnationale Beamte

eines ſolchen Verfahrens beſchloſſen hätten.
Auf die Frage des Vorſitzenden des BarmatAusſchuſ

ſes, ob denn der Abg. Leopold und Genoſſen den Beweis
für ihre Behauptungen antreten wollten, erklärte Regie
rungsdirektor Weiß bei dieſer Gelegenheit, daß der Abg.
Leopold es bisher vorgezogen habe, ſich hinter ſeiner Jm
munität als Neichstagsabgeordneter zu verſchanzen, wäh
rend ſein Geſinnungsfreund Bacmeiſter, Schriftleiter der
BergiſchMärkiſchen Zeitung, mit dem „Journaliſten-Ge
heimnis“ operiere.

Wir haben ſchon in Nr. 27 dieſes Blattes erklärt, daß
der deutſchnationale Abg. Leopold, ſoweit es ſich bisher um
die von ihm angekündigte Beweisführung für ſeine öffent
lich erhobenen Beſchuldigungen handelt, die Pflicht habe,
aus ſeiner Jmmunität herauszutreten. Wir wiederholen
jetzt dieſe Erklärung in verſtärkter Form, da es ſich nun
mehr um den Vorwurf handelt, daß der veutſchnationale
Abg. Leopold bei der Unterhaltung eines Beamtenbeſpitze
lüngsſtſteins zum mindeſten mitgewirkt habe. Zu dieſem
öffentlich und eidlich erfolgten Vorwurf muß der Abg. Le
opold Stellung nehmen. Es wäre ungeheuerlich und uner
träglich, wenn man annehmen müßte, daß Abgeordnete,
alſo Vertreter des deutſchen Volkes, zur Errichtung eines
Spitzelſyſtems die Hand bieten, das den Veamtenkörper
und damit das Rückgrat des Stagtes auf das ſchwerſte
ſchüdigen inuß. Wir erwarten ſomit eine eindeutige und
ſchnelle Erklärung des Abg. Leopold th.

Staats oder Kirchenſchule?
Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung des Art. 146
Abſ. 2 der Reichsverfaſſung und über die Erteilung von

Religionsunterricht in den Volksſchulen.)
Von

Emmy BeckmannHamburg, Mitglied der Bürgerſch.
Jm Januar 1925 entſchieden ſich 73 Stimmen im baye

riſchen Landtag für die Annahme des Konkordats mit der
römiſchkatholiſchen Kirche, 52 Stimmen wurden dagegen
abgegeben. Gegenüber den offenbaren Eingriffen der
Kirche in die durch die Reichsverfaſſung gewährleiſtete
Staatshoheit über die Schule, die in dieſen Verträgen
wie ſie ähnlich auch mit evangeliſchen Kirchen abgeſchloſſen
wurden lag, erhob ſich in allen ſreiheitlichen Kreiſen
die Frage Was wird das Reich tun? Wird es kraſt der
ihm zuſtehenden Grundſatzgeſetzgebung auf dieſem Gebiet
nicht Einſprache erheben gegen dieſen doppelten Aebergriff?
Mit Befremden und Empörung mußten wir damals vom
bayeriſchen Miniſterpräſidenten Held hören, daß Reichs
kanzler Marx mitgeteilt habe, „daß namens der Reichs
regierung auf Grund der Reichsverfaſſung Einwendungen
nicht erhoben werden.

Nunmehr iſt das geſchehen, was Peſſimiſten aus die
ſer Haltung ſchon damals ſchloſſen Die Reichsregierung
hat eine Geſetzgebung über die religiöſe Geſtaltung der
Schule beſchloſſen, die im Sinn und Geiſt ſich mit der des
bayeriſchen Konkordats deckt!!

Der vielbeſprochene Art. 146 der Verfaſſung ſtellt fol
gendes Prinzip für die Geſtaltung unſeres Schulweſens
auf. „Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszuge-
ſtalten. Auf einer für alle gemeinſamen Grundſchule baut
ſich das mittlere und höhere Schulweſen auf. Für dieſen
Aufbau iſt die Mannigfaltigkeit der Lebensberuſe für die
Aufnahme eines Kindes in eine beſtimmte Schule, ſind
ſeine Anlage und Neigung, nicht die wirtſchaftliche und ge
ſellſchaftliche Stellung oder des Religionsbekenntniſſes
ſeiner Eltern maßgebend.“

Der Abſ. 2, der als das berüchtigte Schulkompromiß
zwiſchen Sozialdemokratie und Zentrum ausgemacht wurde
läutet „JInnerhalb der Gemeinden ſind indes guf Antrag
von Erziehungsberechtigten Volksſchulen ihrer Bekenntniſſe
oder ihrer Weltanſchauung einzurichten, ſoweit hierdurch
ein geordneter Schulbetrieb, auch in Sinne des Abſ.
nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberech-
tigten iſt möglichſt zu berückſichtigen. Das Nähere beſtimmt
die Landesgeſetzgebüng nach den Grundſätzen eines Reichs
geſetzes

ein Herankreten an den Abg. Leopold zwecks Einſtellung



Nach dieſem Wortlaut kann es keinem Zweifel unter
liegen, daß die deutſche Schule, die nach Art. 144 unter der
Auſſicht des Staates ſteht, eine Simultanſchule ſein ſoll, d. h.
eine Schule, für deren Geſtaltung das Bekenntnis der El
kern nicht maßgebend ſein ſoll. Aeber dieſe klare und
unbeſtreitbare Forderung geht die Reichsregierung in ihrer
nun endlich begonnenen Reichsſchulgeſetzgebung einfach hin
weg. Jn den ſechs Jahren, die ſeit dem Jnkrafttreten der
Verſaſſung verſtrichen ſind, iſt es der Reichsregierung nicht
gelungen, die grundſätzliche und allgemeine Regelung des
Schulaufbaues und der Schulgeſtaltung für die deutſchen
Länder zu unternehmen. Dieſe Anterlaſſung iſt verhäng
nisvoll geworden. Denn jetzt, wo die liberalen Parteten
aus der Regierung ausgeſchieden ſind fetzt, wo die Aus
führung der Gedanken dr Verfaſſung in die Hände von
Männern gelegt iſt, die ihren Geiſt bekämpfen, jetzt iſt man
ſchnell ans Werk gegangen, um die Forderung des Art.
146 Abſ. ſo unſchädlich wie möglich zu machen. And das
geſchieht zunächſt dadurch, daß man als die eigentliche Ab
ſicht der Reichsverfaſſung die des Abſ. 2 hinſtellt. nämlich
„die Einrichtung von Bekenntnis- und Weltanſchauungs-
ſchulen auf jeden Fall reichsrechtlich ſicherzuſtellen Do
bei werden in der Begründung die Worte des Abſ. 2 „indes“
Und „möglichſt“ in einer Weiſe ausgelegt, die man nur als
eine Sinnumkehrung bezeichnen kann. Die Reichsregierung
behauptet, daß „keine Notwendigkeit vorliegt, bei der
Ausführung des Art, 146 Abſ. 2 zugleich auch von Reichs
wegen Beſtimmungen über Ausführung des Abſ. zu tref
fen Gerade dies aber erſcheint uns die erſte und nötigſte
Vorbedingung für eine Geſetzgebung über den Abſ. 2, und
nur eine Regierung, die die Konfeſſtonsſchule als Regel
ſchule will, konnte mit der Geſetzgebung über dieſe begin
nen. Gewiß ſoll der Wille der Erziehungsberechtigten nach
Schulen ihres Bekenntniſſes möglichſt berückſichtigt werden
nach dem Abſ. 2, aber der Staat will die Schule als
ganzes nach anderen Geſichtspunkten geſtalten. Was für
Geſichtspunkte dies ſeien, ſagt die Verfaſſung in Art. 148
„Jn allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche
Geſinnung, perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte
des deutſchen Volkstums und der Völkerverſöhnung zu er
ſtreben. Bei Unterricht in öffentlichen Schulen iſt Bedacht
zu nehmen, daß die Empfindungen Andersdenkender nicht
verletzt werden. Alſo ſoll die deutſche Schule vor allem
der Einführung der Kinder in das deutſche Kulturgut
dienen, damit ſie durch Entwicklung und Schulung ihrer
Kräfte an dieſem reifen können zu ſelbſtändigen und ſelbſt
kätigen Gliedern unſerer deutſchen Volksgemeinſchaft des
20. Jahrhundert. Das gilt für die Volksſchule ſo gut wie

ür die mittlere und höhere Schule. Dazu wird je näch
der Stufe der Bildung aus dem deutſchen Kultürgut
herangezogen werden müſſen, was geſtaltende und bil
dende Kraft für unſere Gegenwart beſitzt. Es iſt unſere
Uberzeugung, daß dabei die Religion einen hervorragen
den Rang einnimmt: die Religion als Ausgangspunkt
aller Kultur, als mächtige Bildnerin der Seele und des

Charakters, als Gegenſtand und Ziel einer großen Zahl
der bedeutendſten und feinſten Kulturſchöpfungen. Das
wird und ſoll ſich in jeder Schule nach zwei Richtungen
zeigen einmal iſt nach der Verfaſſung Art. 149 „der Reli
gionsunterricht ordentliches Lehrfach der Schulen und
zwar „in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen der betr.
Religionsgemeinſchaft“, und dann wird Religion in ihrer
Ausprägung, wie ſie ſie in der Geſchichte unſeres Volkes
gewonnen hat, und in ihrem ewigen religiöſen und ſitt
lichen Gehalt ſo ſtark die Quelle aller feineren ſeeliſchen
Bildungsarbeit des Lehrers ſein, als ſie für ſein perſön
liches Leben dieſe Quelle bildet. Das letztere läßt ſich
weder in Paragraphen ſa

h

ſſen, noch durch ſie erzwingen

Schule in pädagogiſche Akademien konfeſſtonell prägt
Wohl iſt die konfeſſtonelle Spaltung unſeres Volkes eine
Gegebenheit, die reſpektierk werden will, aber es iſt doch
einfach nicht wahr, daß ſie das Geſamtbild unſerer Kultur
und unſeres öffentlichen Lebens prägt, daß von ihr aus das
Bildungsziel der Schule beſtimmt werden könnte. Die
Vorausſetzungen für eine durchgängig von der Konfeſſion
geprägte Bildung ſind weder von der Geſamteinſtellung
des Volkes noch von der Einſtellung der Lehrerſchaft her
gegeben. Dadüurch aber, daß der jetzt vorliegende Geſetz
entwurf nur von der Konfeſſionsſchule ſpricht erweckt er
die Vorſtellung, als bilde ſie die einzige Gewähr für eine
religiös vertiefte Bildung Und das iſt die erſte ſchwere
Verſchüldung des Entwurſs an Geiſt und Willen der Ver
faſſung. Ja, mehr noch der Entwurf ſtellt auch da, wo er
von der Möglichkeit der geſetzlichen Einführung der Simul
tanſchüle als Regelſchule ſpricht, die Konfeſſionsſchüle als
das Normale hin denn er beſtimmt in Paragraph 10, daß
alle die Volksſchulen, die den Anforderungen des Para-
graphen 4 im weſentlichen entſprechen die alſo zur
Aufnahme von Schülern eines beſtimmten Vekenntniſſes

dient (ohne Ausſchluß anderer), und an denen die haupt-
amtlich eingeſtellten Lehrkräfte demſelben Bekennknis an
gehören (auch hier ſind Ausnahmen zugelaſſen) als
Konfeſſionsſchulen anzuſehen ſind, die ſich innerhalb von
zwei Jahren den Beſtimmungen dieſes Geſetzes anzupaſſen
haben.

So wird der Gedanke der Reichsverfaſſung, daß die
deutſche Schule weitmöglichſt eine Schule für alle deutſchen
Kinder gemeinſam ſein ſoll, in der ſie unbeſchadet ihrer
konfeſſionellen Zugehörigkeit zu deutſchen Staatsbür
gern und Volksgenoſſen, die Verſtändnis und Achtung für
auch andersartige religiöſe Ueberzeugungen haben, er
zogen werden, durch dies Geſetz mißachtet und unwirkſam
gemacht.

Und das ſoll nun auch für die kleinſten Kreiſe in Kraft
treten ohne jede Berückſichtigung des „geordneten Schulbe
triebes deſſen Wahrung ausdrücklich von der Verfaſſung
gefordert wird.

Noch ſchlimmer wird dies alles, wenn man beachtet,
wie eng der Begriff der Konfeſſionsſchule gefaßt iſt. Die
geſamte Unterrichts und Exrziehungsarbeit in den Be
kenntnisſchulen muß von dem Geiſte des Bekenntniſſes ge

kragen ſein. Jm Lehrplan und ſtoff, ſowie bei der Aus
wahl der Lehr Und Lernmittel iſt gebührende Rückſicht auf
das bekenntnismäßige Gepräge der Schule zu nehmen.
Das ſind Beſtimmungen, die weit über das hinausgehen,

was bisher in den Konfeſſionsſchülen rechtens war. Will
die oberſte Regierung des Reiches einen vom Geiſt des Be
kenntniſſes getragenen Unterricht in allen Fächern durch
aus erzwingen, daß die Lehrer, die ſich ihm nicht bequemen,
brotlos werden? Soll unſere geſamte Kultur rückwärts
gedreht werden Von wem wird beſtimmt wie weit neue
naturwiſſenſchaſtliche oder geſchichtliche Erkenntniſſe ſich

nicht? Und wer ſoll der Hüter des konfeſſionellen Geiſtes
in den Schulen ſein. Folgerichtig verlangt das Geſetz,
daß Lehr und Lernbücher für den Religionsunterricht, die
Zahl der Religionsſtunden und der Lehrplan dafür im
Einvernehmen mit der Religionsgeſellſchaft feſtzuſetzen
ſind. Wenn der Paragraph 5 dann fortfährt, daß „die
Länder verpflichtet ſind, auf die Jnnehaltung all dieſer
Beſtimmungen zu achten und bei Verſtößen für Abhilfe zu
ſorgen“, ſo bedeutet das noch nichts anderes, als daß die
Stagatsſchule der kirchlichen Aufſicht ausgeliefert wird, denn
die Kirchen allein werden beſtimmen, ob der Geiſt des Be
kenntniſſes gewahrt iſt. Das wird in der Begründung

r e

von dem religiöſen Bekenntnis?“

noch dem Geiſt des Bekenntniſſes einfügen laſſen, wie weit

e

auch nicht dadurch, daß man die Lehrer nach der höheren auch ausdrücklich noch ausgeführt. So ſtellt auch in dieſer
Beziehung der Entwurf einen direkten Verfaſſungsbruch
dar die ſtaatlichen Aufſichtsorgane werden zu Schergen der
Kirche gemacht. Das ſoll ſogar auch mit Bezug auf den
Religionsunterricht in den Simultanſchulen gelten. And
was bedeutet das für die Lehrer? Es gibt keine Lehrer
ſchaft in Deutſchland, die alle Kultur im Geiſte eines Be
kenntniſſes ſieht. Es kann ſie auch gar nicht geben in un
unſerer modernen geiſtigen Welt. Man wird alſo einen
Teil nach dem Willen des Geſetzes den weitaus größten
Teil der deutſchen Lehrerſchaft auf dem innerlichſten
Gebiet ſeiner Arbeit in Formen zwängen, die ihm fremd

Denn ſeine Lageſind man zwingt ihn zur Heuchelei
wird amtlich und rechtlich eine von der kirchlichen Behörde
abhängige werden. Nicht nur auf die Lehrer erſtreckt ſich
die Forderung der Konſeſſion, auch bei der Auswahl von
Schulaufſtchtsbeamten iſt darauf Rückſicht zu nehmen. Was
bleibt von der Beſtimmung der Verfaſſung in Art. 136
„Der Genuß bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Rechte, ſo
wie die Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern ſind unabhängig

Soll kirchlicher Macht
wille, konfeſſtonlle Beſchränktheit wirklich ſiegen über den
Willen des Volkes zur Reinlichkeit und Ehrlichkeit der
inneren Ueberzeugung, zu Freiheit und gegenſeitiger Ach
kung der religiöſen Meinung, zu einem Einheitsgefühl der
Deutſchen untereinander auf der Grundlage des gemein
ſamen Lebens in Wirktſchaft, Kultur und Politik? Wenn
dieſer Entwurf Geſetz wird, ſo wird die nächſte Forderung
nicht nur konfeſſionelle Lehrerbildung (das iſt in mehreren
Ländern ja ſchon Zugeſtändnis. Preußen und Bayern),
ſondern auch Konſeſſtonaliſierung der höheren Schule ſein!
Und wenn ſchon manche Volksſchulen nach Konfeſſionen ge
trennte Vorleſungen ankündigen, weshalb ſollten nicht die
Aniverſitäten nachfolgen? Wodurch dann zwar der ſchöne
Satz der Verfaſſung „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre
ſind frei aufgehoben wäre, wodurch man aber die durch
gehende Konfeſſtonalität unſeres Volkes erſt feſt begründet
hätte.

Alle, die die Freiheit lieben, die Religion haben und
Wahrhaftigkeit ehren, die deutſche Einheit und deutſche
Kultur unſerem Volke erhalten wollen, müſſen dies Geſetz
bekämpfen!!

Jahre nach dem Weltkrieg
Sieben Jahre nach dem Ende des Welktkrieges ſtehen

in 59 Nationen 6 055 144 Mann unter Waffen. Das
ſind mehr Menſchen, die ſich zum Morden und Gemordet
werden vorbereiten, als 1914 beim Ausbruch des Krieges,
der die Kriege beenden ſollte.

Das Wettrüſten iſt wieder im vollen Gange, jetzt iſt es
ein Wetkkrüſten der Luftflotten. Sieben Jahre nach dem
ſchrecklichſten aller Kriege bereiten faſt alle Staaten Euro
pas und Aſiens den „nächſten Krieg vor.

Nach Preſſemeldungen hat Sir L. WorthingtomEvans,
britiſcher Sekretär des Kriegsminiſteriums, bekanntge
geben, daß im letzten Jahre 1000 Tiere von britiſchen Ge
lehrten bei der Erforſchung der Giſtgaſe getötet worden
ſind. And Muſſolint ſagte in der italieniſchen Kammer
„Glaubt ihr, der große Krieg wäre der letzte geweſen?
Wir müſſen gerüſtet ſein, denn der nächſte Krieg wird
uns keine Zeit zu Vorbereitungen laſſen. Das japaniſche
Marineamt hat den Bau von 22 Schlachtſchiffen mit
124 000 Tonnen angekündigt, und der ruſſiſche Kriegs
kommiſſar hat im Sowjetkongreß geſagt, die internationale
Lage erlaube nicht, daß Rußland ſeine Armee auf weniger
als 552 000 Mann ermäßige.

The Nation
a e J r

Feuilleton

Anſprache an Sreunnde.
Walther Rathenau hat das nachfolgende

ergreifende Geſtändnis in einer Rede im
Freundeskreiſe an ſeinem 50. Geburtstage

29. September 1917 abgelegt. Heute
möge zur Wiederkehr des Tages, der uns die
ſen Anvergleichlichen geſchenkt hat, ſeine Per
ſönlichkeit, ſein Leben, ſein Werk in ſeinem
eigenen Bekenntnis erneut vor uns erſtehen.

Schriftleitung.

Von meiner Jugend her iſt mir ein Erbteil geweſen
ein Erxbteil, das ich ſchwer verſtanden habe und noch

heute ſchwer verſtehe daß ich in dem, was die Natur
mir gab, mich in der Doppelheit fühle. Das, was die Na
kur mir als Grundton gegeben hat, mag die Betrachtung
ſein. Sie hat mir aber und das iſt wohl das Erbteil
meines lieben und unvergeßlichen Vaters, an den ich heute
mehr als zu irgendeiner Zeit habe denken müſſen zu
dieſem Erbteil etwas hinzubeſchieden, etwas willensgear
tetes, das mich zwingt, nicht in der Betrachtung allein zu
leben. Das klingt wie eine harmloſe Vorausſetzung; doch
Sie, lieber Freund, der Sie in harmloſen Aphorismen
Dramen entdecken, Sie werden in dieſer leichten Antitheſe
etwas tieſbewegtes ſpüren, was ich mit wenigen Worten
als Geſtändnis zu entwickeln habe.

Wenn einem Menſchen dieſe beiden ſcheinbar indiffe
renten und doch ſo entgegengeſetzten Weſenszüge mitgege
ben werden, wie er auch enden mag: als Handwerker, als
Ackersmann, als Soldat oder als Geſchäftsmann ſo iſt
ihm ein Schnitt und ein Widerſpruch zuteil geworden, und
in ſeinem Leben wird es nie ohne inneren Kampf gehen.
And da ich von mir reden will und reden darf, weil Sie
es geſtatten, ſo muß ich Jhnen das geſtehen Ein Kampf
iſt durch mein Weſen immer gegangen.

Mein verehrter Freund Alexander Moszkowskil wird
ſagen können, ob es in dem Phaidros iſt denn er iſt ein

großer Kenner des Plato wo jenes wundervolle Gleich
nis ſteht vom Wagenlenker und den beiden Roſſen.

Jedesmal, wenn ich dieſes Gleichnis und die herrliche
Beſchreibung geleſen habe, dann hat es mir ein ſonderba
res Gefühl und wie eine plötzliche Erleuchtung gegeben.
Sie wiſſen, daß von den menſchlichen Leidenſchaften und
Trieben geſprochen wird, von denen ich im Augenblick nicht
rede; der Vergleich aber ſchildert einen griechiſchen Wagen
mit zwei von jenen edlen, ſtarkhalſigen, griechiſchen Voll
blütern. Man ſieht, wie das eine Pferd ſich bäumt, den
Zügel packt, ſchäumt und ſchwitzt, ſich zuſammenreißt, biegt,
auf die Hinterbeine ſetzt und ſtutzt und dann wieder hin
wegfliegt; der Wagenlenker muß ſich zur Seite beugen,
um der Kurve nachzugeben, und dann geht das Spiel auf
der anderen Seite mit dem anderen Gaule los. Dieſes
prachtvolle Bild iſt ja wohl für ein ſo kleines Leben ein
zu hohes, aber ich habe es mir immer wieder aneignen müſ
ſen, um etwas von dem zu verſtehen, was mir zugedacht
war.

Es iſt nicht wunderlich, daß ein Menſch leiden muß,
dem auf der anderen Seite es beſchieden iſt, den Dingen
nachzuhängen und nächzuträumen, in Sehnſucht und Em-
pfindung, und den dann wieder der Teufel reitet, daß er
in die Welt eingreifen und aufgekrempelt bis zum Ellen
bogen in dieſen Dingen der Welt rühren und kneten muß.

Es iſt ein Widerſpruch, der zu Spannungen führt, die
Menſchen nur ſehr ſchwer auf die Dauer ertragen können.
Jch habe das durchgemacht, und habe nie recht gewußt,
warum, und habe ferner es erlebt, daß zu den vielen
Schwächen, die ich habe, und die mit großem Recht die
Menſchen mir vorgeworfen haben, noch viel andere mir
vorgeworfen wurden, die ich nicht hatte. Denn dieſes Dop
peldaſein war ſchlechterdings für die Menſchen ein unver
ſtändliches, deshalb widerwärtiges Weſen Jch kann es
aber nicht ändern, und es wird bis zu meinem Tode ſo
bleiben.

Viel hat es mich aber gekoſtet an Lebenskraft, und
viel an Vertrauen, denn nicht, alle haben ſo gedacht wie
mein Freund Reicke, nicht alle haben gemeint, daß trotz
dem der Menſch, mag er auch in dieſer Vielſpältigkeit be
fangen ſein, ſchließlich Vertrauen verdient. Die meiſten
haben geſagt: Das iſt ein Menſch, dem es nur auf das Aeu
ßere ankommt, denn man ſieht es ja, er würde ſonſt ein

Profeſſor oder ein Geſchäftsmann oder ein Schriftſteller
ſein; dieſes Doppeldaſein iſt ein anſtößiges Ereignis. Daß
die Natur mich ſo in die Schule genommen hat, kann ich
deswegen nicht für einen bloßen Zufall halten, weil es
mir zu tief und zu nahe geht. Denn was ſind wir? Was
iſt groß, und was iſt klein? Die Sonne iſt groß, und ein
Liebesgefühl iſt groß, und welches iſt von beiden größer?
Vom Gefühl aus gemeſſen, ſind die Dinge groß, die tief
klingen, und es hat bei mir ſtets in der Tiefe dieſe Di-
phonie, dieſer Doppelton geklungen, ſo durfte ich mir denn
ſagen Die Natur ſchafft das nicht aus Laune und Fri
volität.

Heute deute ich es mir ſo:
Die Aufgabe, die die Natur mir ſtellen wollte, und

die ich ſehr unvollkommen erfüllt habe, aber die zu erfül
len ich mich bemühe und bis an mein Lebensende bemühen
werde, dieſe Lebensaufgabe iſt, ſo ſcheint mir, die das Ma
terielle, das in dieſe Welt hingeworfen, wie ein Unkraut
aus fremdem Kontinent, aufwuüchert und alle Wüſteneien
der alten Welt überdeckt, dieſes Materielle, dieſes Weſen,
das ſeine Kraft aus ſich ſelbſt zu nehmen glaubt, um uns
alle zu bändigen, daß ich verſuchen ſollte, dieſes Angeiſtige
mit Geiſt zu durchdringen. Es iſt wohl die weitere, die Ge
genabſicht der Natur geweſen, indem ſie mir das zweite
Pferd vorſchirrte, daß ich die Dinge des Geiſtes, die jeder
ſtammelnd berührt, weil ſie Früchte ſind, die, aus einer
Traumwelt gepflückt, dem Erwächenden zerfließen, daß ich
dieſe Dinge aus der zweiten Welt erfaſſen ſollte, mit den
Denkformen desjenigen, der geſchult iſt darin, daß die Re
densart nicht gilt, daß die großen, abſtrakten Phraſen nichts
bedeuten, daß die Dinge ſie mögen noch ſo hoch und noch
ſo tief aus fremder Welt entſtammen doch ſchließlich im
mer einen irdiſchen Namen tragen und benannt werden
dürfen. Das, glaube ich, werden wohl die Aufgaben ge
weſen ſein, die man von mir verlängt hat, als die Parzen
dieſen Faden ſpannen, und ſehr unvollkommen dünkt mich
das, was ich mit dieſer Aufgabe angefangen habe. Aber,
gleichviel eins kann ich ſagen ernſthaft habe ich ſie ge
hommen! Nicht einen Augenblick habe ich dieſe Aufgabe
unbewußt, unbedacht aus den Händen verloxen, und das
iſt vielleicht das einzige, was mich in all den Fehlern und
Schwächen rechtfertigen darf.

Wälther Rathenau, geb. 29. September 1867.
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in dieſe S r 2 rh Der Preußiſche Kultusminiſter
an über Kunſcfragen.

e Und Bei der Beratung des Kultusetats im Hauptausſchuß
Lehrer des Preußiſchen Landtages ſprach der Kultusminiſter Pro

n V feſſor Du Becker über Hunſtſragen. Er gab zunächſt ſeit
ger Genugtuung darüber Ausdruck, daß die Finanzlage des
Staates jetzt wieder eine, wenn auch beſcheidene, ſo doch ak

n uve Mitwirkung an der Förderung der Kunſtpflege durch
Erteilung von Aufträgen und durch Ankäufe zulaſſe. Auch
das unter den allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen
ſchwer leidende Ausſtellungsweſen ſei von der Regierung
anterſtützt worden. Die Kunſtverwaltung ſei ferner be
müht geweſen, bei der Beſchaffung von Ateliers den Künſt
ſern zu helfen. Die traditionelle Gewährung von Unter

äs Kützungen an Kunſt und Künſtlervereine ſei wieder auf
genommen. Namhafte Summen ſeien für die Anterſtützung

der einzelnen Künſtler in Form von Beihilfen und in der
Veſchaffung von Material ausgeworfen worden.
zZJrn der Frage der Kunſterziehüng ſei es das Bemühen
der Regierung, die im mittelalterlichen Kunſtweſen ge
währleiſteten Zuſammenhänge zwiſchen Kunſt und Hand
werk unter den veränderten wirtſchaftlichen und geiſtigen
Verhältniſſen der Gegenwart durch entſprechende organi

in ſatoriſche Maßnahmen wieder herzuſtellen. Der in der
Oeffentlichkeit vielfach beſprochene Erlaß über den Muſik
unterricht ſei nicht ergangen, ohne daß allen beteiligten
Kreiſen ausreichend Gelegenheit gegeben war, zu der Frage
Stellung zu nehmen. Der Erlaß bedeute nach vieljähriger
Vorbereitung eine wichtige Etappe auf dem Wege einer
Geſundung unſeres Muſiklebens. Die nächſten Jahrzehnte
würden zeigen, wie er ſich auswirke. Es komme dem Mi
niſtertum darauf an, die geſamte muſikaliſche Erziehung

zu erfaſſen. Jm Lehrplan der geplanten pädagogiſchen
Akademien ſei dem Muſikunterricht mindeſtens die gleiche
Stellung eingeräumt wie in den früheren Seminaren. Die
Anterrichtsverwaltung ſehe in der Muſikerziehung eine der
a ichtigſten Grundlagen für die geiſtige Erneuerung unſeres
Volkes

Die Entwicklung des Rundſunks werde von der Kunſt
werwaltung aufmerkſam beobachtet. Durch Verhandlungen
Zwiſchen Reich und Preußen werde erſtrebt, die Beteiligung

i des Kultusminiſteriums am Rundfunk, ſoweit er ſich miteg. der Kulturpflege befaſſe, ſicher zu ſtellen. Es ſei zu hof

5 t daß die Verhandlungen ein befriedigendes Ergebnis
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Der Miniſter ſprach ſodann über die künſtleriſche und

e rn aber für die Förderung künſtleriſcher Höchſtleiſtungen

z bleibe. Es ſei Sache der künſten dieſe Möglichkeiten voll auszunutzen, und
das Miniſterium ſetze ſich hierfür völlig ein.

Evans,
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tümlich beſtellt ſein. Nicht allein, daß Hochmut, Eigen
ſinn, Eitelkeit, Hoffahrt und Gernegroßmanieren vorherres ſind, man ſcheint vielmehr dort einer Art der Selbſt

beweihräucherung zu huldigen, die der ganzen Organiſa
kion dieſer angeblichen Vaterlandsretter Mark und Kraft
uszuſaugen droht
Doch hören wir hierüber ein Arteil aus den eigenen
eihen und zwar aus dem Munde der Gauleitung Halle

Merſeburg. Dieſe wendet ſich nämlich in der Ausgabe
hrs Stahlhelmblattes vom 19. September mit einer

fhſtellet Standpaute an die Führer, von der nachſtehend einige Sätze
viedergegeben ſeien. Anter der Ueberſchrift „Mehr Ver
intwotungsbewußtſein, meine Herren heißt es da:
Neine Herren Führer! Jhr habt zweifellos mancher
ei Gutes für das Vaterland getan, aber einzelne von Euch,
illerdings mit bedeutendem Einfluß meinen, mit der
Ernennung oder Wahl zum Führer die Unfehlbarkeit er

ief vorben zu haben. An dieſe Herren wende ich mich beſon
er wenn ich ſage: Selbſtſucht und Dünkel iſt unvereinbar

ertragen ſich niemals mit den Anfſorderungen, die gerech
erweiſe an einen Führer der vaterländiſchvölkiſchen Be
wegung geſtellt werden müſſen. Mancher von Euch
onnt ſich gar zu gern in der Stellung, in die ihn doch nur
as Vertrauen der Mitkämpfer hineingetragen hat trotz
em lebt er in dem Wahn, dieſes Vertrauen durch Eitel
eit und Hoffahrt, Gernegroßmanieren und ähnliche An
ügenden vergelten zu müſſen. Jhr, die es angeht, wollt
en Parteikrimskram, das Parteibonzentum, oder wie Jhr
hie Verknöcherung des politiſchen Parteigedankens ſonſt
lennen wollt, bekämpfen und ſpielt Euch doch allzugern
ind allzuoft ſelbſt als Päpſte auf. Wenn Jhr Euch aber
Ahſt heilig zu ſprechen wagt, ſeid Jhr in Wirklichkett ganz
leine Knirpſe. Uebertreibt nicht äußere Formen, höher
ls alle, auch notwendigſte Formen, ſteht der innere Wert,
onſt macht Jhr Euch zu Puppen, über die ernſte Leute nur

hachen oder mit ſärkaſtiſchen Bemerkungen hinweggehen.
Allzu leicht färbt Führerüberhebung auf einen ganzen

Zerband ab; dann wüchert aus widerlichem Bonzentum
ener Organiſationsegoismus hervor, der den Weg zur
ölkiſch nationalen Einheit in Moraſt verwandelt. Einem
eſcheidenen Menſchen iſt jede Verherrlichung und Ver
immelung ſeiner eigenen Perſon ein Greuel und deshalb
Alten die Herren Führer, die man gern in Weihrauch
volken hüllt, ſich die reine Luft zum geſunden Atmen nicht
änger nehmen laſſen, ſonſt macht die Cäſarenkrankheit ra
ide Fortſchritte bei ihnen, und dann ſind ſie fehl am
Aahe Dünkel und Mummenſchang des ſie umgebenden
ranzentums müſſen naturnotwendig abſärben auf die

teneien

Weſen,

im uns
geiſtige

die Ge

zweite

e jeder

einer
daß ich

en ge
Patzen
t mich

Aber,

rer, beſonders derjenigen mit großem Einfluß, recht eigen

nit einem nationalen Führeramt; Hochmut und Eigenſinn

ganze Organiſation. Wenn ein Führer oder eine Orga
niſation ſich einbildet, auf den anderen oder die andere
herabſehen zu dürfen, weil ſie von Freunden materielle
Hilfe annehme, ſo ſpielen ſie ein falſches Spiel, denn ohne
materielle Anterſtützung kann auch die vaterländiſche Be
wegung ihre Organiſationen nicht aufrecht erhalten.
Die vaterländiſchvölkiſchen Organiſationen der Gegenwart
dürfen wohl Freude empfinden über das, was ſie bisher
im Dienſte am Vaterlande erreicht haben, aber Dünkel und
Aeberhebung, lächerliche Beweihräucherung und alberne
Verhimmelung hat es in den Freikorps nicht gegeben und
gab es auch in unſerer alten Armee nicht. Euer Pflicht
gefühl, meine Herren Führer, hat Euch zu ſagen, daß Eure
Organiſation allein niemals imſtande ſein wird, dem Va
terlande die innere und äußere Freiheit zurückzugewinnen.
Danach habt Jhr zu handeln, wenn Jhr wahre Führer ſein
wollt. Helft Euch gegenſeitig und unterdrückt rückſichts-
lös jedes Gefühl des Neids, der Mißgunſt, jede Regung der
Eitelkeit und Empfindlichkeit! Werſt dem anderen in hof
färtiger Verblendung nicht Steine in den Weg. Wochen
ſchwerſter Entſcheidung ſtehen vor der Tür! Das Einſetzen
der geſamten nationalen Macht kann notwendig werden!
Welcher Führer ſtellt gerade in ſolchen Zeiten ſeine Perſon
höher als die Sache des Vaterlandes Solch einen Hunds
fott gibts nicht!

Man braucht dieſen Worten der Stahlhelmleitung des
Gaues HalleMerſeburg, die ja am beſten wiſſen muß, wie
es in der Organiſation ausſieht, und daß ſich um die Füh
rer ein Schranzentum gebildet hat, nichts hinzuzufügen.
Die Ausführungen ſprechen für ſich Und zeigen jedenfalls
deutlich, daß die erwähnte Cäſarenkrankheit bereits ſo
große Fortſchritte gemacht hat, daß die Gauleitung darin
eine Gefahr für den Zuſammenhalt der Organiſation er
blickt. Wenn die Leitung jetzt aber dagegen wettert, ſo
überſieht ſie nur eins, nämlich, daß ſie etwas bekämpft,
was ſie ſelbſt großgezogen hat, was ſich auch beſonders in
den von ihr beeinflußten Jugendbünden in verheerender
Weiſe bemerkbar macht und den Weg zur völkiſchnationg
len Einheit in einen Moraſt verwandlt hat. th.

Aus der Frauenhewegung

Wirtſchaftspolitiſche
Beeinfluſſung der Hausfrauen.

Am 14. und 15. September hielt die Zentrale der
Hausfrauenvereine GroßBerlins eine Feſtverſammlung
anläßlich ihres zehnjährigen Beſtehens ab. Die ſtarke
Aufmerkſamkeit, die die Veranſtaltung bei den Reichs
und Landesbehörden fand, die Teilnahme von Delegierten
aus dem ganzen Reiche gaben der Verſammlung eine Be
deutung, die weit über die Grenzen GroßBerlins heraus
reicht. Alle Hausfrauen, die nicht geſinnungsmäßig der
augenblicklichen Regierung naheſtehen, müſſen ſich umſo
mehr mit den Darbietungen auseinanderſetzen, als die
Vorſitzende Frau Charlotte Mühſam Werther von ſich aus
mit Nachdruck forderte, daß die Hausfrauen von aller Par
teipolitik abſehen ſollten. Die Zuſammenſtellung der Re
ferenten trug dieſer Forderung, die eine ſelbſtverſtändliche
Vorausſetzung für das gedeihliche Arbeiten aller überpar
teilichen Organiſationen bildet, keineswegs Rechnung. Es
ſprachen für die Jnduſtrie Herr Geheimrat Bücher, Mit
glied des Reichswirtſchaftsrates und Dr. Müller (Auer
linghauſen). Für die Landwirtſchaft, der die ſtädtiſchen
Hausfrauen mit einer gewiſſen Reſerve gegenüberſtehen,
war Freiherr v. RichthoſenPoguslawitz gewonnen, der be
kannte deutſchnationale Abgeordnete, der mit Freude die
Gelegenheit benutzte, für die Unterſtützung der Beſtrebun
gen der Großlandwirte zu werben. Es geht nicht an, bei
einer ſolchen Gelegenheit, vor allem bei Ausſchaltung jeder
Diskuſſion, weder Arbeitnehmer ſprechen zu laſſen, noch
Angehörige von Parteien, die links von der Volkspartei
ſtehen, wenn man irgendeinen Anſpruch auf Objektivität
erhebt. Man machte ſich auch die Auseinanderſetzung mit
den Wirtſchaftswiſſenſchaftlern, die, wie bekannt, in einer
ſeltenen Einmütigkeit die gegenwärtige Zollpolitik der Re
gierung ablehnen, äußerſt leicht, wie es ſich nicht hätte
machen können, wenn man einen von ihnen hätte ſprechen
laſſen. Wenn die Jnduſtrie glaubt, daß die inländiſche
Konkurrenz die Preiſe herabſetzen werde, dann würde man
ſich nicht gleichzeitig ſo energiſch verbeten haben, irgend
etwas gegen die Kartelle zu unternehmen. Die Hausfrauen
könnten eine Macht ſein, da durch ihre Hände der über
wiegende Teil aller Einkommen geht. Wir verſtehen, daß
die großen wirtſchaftlichen Organiſationen deshalb gern
die Gelegenheit benutzten, die organiſterten Hausfrauen
von der Richtigkeit und Anumſtößlichkeit ihrer Anſchau
Ungen zu überzeugen. Aber wir hoffen, daß es ſich bei einer
ſpäteren Gelegenheit zeigen wird daß die Hausfrauen ſelbſt
wirtſchaftliche Kenntniſſe in genügendem Maße erworben
haben, um nicht kritiklos die Politik der Verbände zu
unterſtützen, die naturgemäß andere Intereſſen haben als
die Konſumenten. Frau Mühſam betonte in ihrem Schluß
referat, daß ſie ſich zu der Not wendigkeit des Zollſchutzes
als Staatsbürgerin (und da wir als Staatsbürger ver
ſchiedene Anſichten haben, die in den Parteien ihren Aus
druck finden, heißt das doch wohl, als Mitglied einer poli
tiſchen Partei) durchgerungen habe Vielleicht iſt es un
möglich, zu einer einheitlichen wirtſchaftspolitiſchen Stel
lung der Hausfrauen zu kommen. Jedenfalls iſt es un
möglich, wenn man vergißt, daß in der Körperſchaft, in
der die Wirtſchaftspolitik des Deutſchen Reiches beraten
wird, dem Reichswirtſchaftsrat, die Hausfrauen als Ver
treterinnen der Konſumenten Sitz und Stimme haben.

Jrmgard Rathgen.

ſtrophen,

Veanlenſragn

Vom Allgemeinen Deutſchen Beamtenbund
wird uns geſchrieben

Sind die Beamtenforderungen
berechtigt?

Die Beamtenſpitzenorganiſationen ſind neuerdings wie
der beim Reichsfinanzminiſtertum vorſtellig geworden und
haben die Forderung auf Angleichung ihrer Bezüge an die
Teuerung erhoben. Jn der Oeffentlichkeit werden dieſe
Vorſtöße der Beamten ſtets einer eingehenden Kritik un
terzogen. Wenn auch in den vergangenen Monaten dieſe
Kritik oft zu einem ablehnenden Ergebnis kam, ſo iſt man
doch heute im allgemeinen der Anſicht, daß die Erfüllung
der Beamtenforderungen nicht nur vom Standpunkt der
Beamten aus gerechtfertigt erſcheint, ſondern daß ſie dar
über hinaus eine volks wirtſchaftliche Not wendigkeit dar
ſtellt. Jn Kleinhändlerkreiſen z. B. ſpürt man deutlich,
daß die außerordentlich geringen Gehälter, die den Be
amten der unteren und mittleren Beſoldungsgruppen ge
zahlt werden, zu einer Einſchränkung des Konſums geführt
haben, die nicht nur für den Verbraucher, ſondern auch für
den Erzeuger und Verkäufer ſich ſehr unangenehm aus
wirkt. Vielfach iſt man ſich völlig im UAnklaren, was denn
eigentlich die Beamten der unteren Beſoldungsgruppen
und in dieſen Gruppen befindet ſich doch die große Mehrzahl
der Beamten verdienen Nach der letzten Beſoldungs
regelung beträgt das fährliche Grundgehalt eines Beamten
der Beſoldungsgruppe 2 mit vier Dienſtjahren 1068 Mark,
dazu kommt in einer mittleren Stadt (Ortsklaſſe C) ein
Ortszuſchlag von Mark 159,60, ſo daß der Beamte über ein
Jahreseinkommen von rund 1200 Mark verfügt. Das iſt
das Einkommen eines ledigen Beamten Ein verheirateter

Beamter erhält dazu noch einen Frauenzuſchlag von mongat
lich 12 Mark und einen Kinderzuſchlag für ein Kind im
Alter von 6* 14 Jahren von 20 Mark. Wenn man die
heutige Teuerung in Betracht zieht, dann kann man alſo
wohl verſtehen, daß die Bezüge der Beamten, beſonders in
den unteren Gruppen, als völlig unzureichend empfunden
werden. Da die Arbeitszeit der Beamten, beſonders in den
Verkehrsbetrieben, z. 3. überall längere Durchſchnittsſchich
ten als vor dem Kriege aufweiſt, ſo kann man die Er
bitterung verſtehen, in der ſich heute die bezeichneten Be
amtenfamilien befinden, die bei oft 14I6ſtündigen täg
lichen Dienſtſchichten des Ernährers kaum den allernot
wendigſten Lebensmittelbedarf decken können Beamten
ſelbſtmorde häufen ſich in der letzten Zeit erſchreckend.

Zu der langen Arbeitszeit und der überaus geringen
Bezahlung kommt aber noch die Erbitterung, die die letzte
Beſoldungserhöhung im Juni 1924 geſchaffen hat. Damals
erhielten die unteren Beamten eine Aufbeſſerung von 17
Prozent ihrer Bezüge, während die oberen Beamten mit
einer Aufbeſſerung von 71 Prozent bedacht wurden. Dieſe
Gehaltsregelung wurde als ein aufreizendes Unrecht emp
funden. Die Beamtenhaushalte der Beamten in den unte
ren Beſoldungsgruppen ſtehen faſt durchweg vor Kata

weil unvermutete Ausgaben, durch Krankheits
fälle, Sterbefälle uſw. ſie in eine geradezu hoffnungsloſe
Verſchuldung geführt haben. Seit Juli 1924 haben ſich
die Lebenshaltungskoſten nach den amtlichen Ziffern ſehr
ſtark erhöht. Wenn man für die Lebenshaltungskoſten in
den Jahren 1913 14 die Zahl 100 einſetzt, dann bedeutet die
amtliche Reichsinderziffer für die Lebenshaltungskoſten für
Auguſt 1925 145. Das bedeutet eine Verkeuerung wohl
gemerkt nach den amtlichen Zahlen, die von den Verbänden
und Hausfrauen als viel zu niedrig beſtritten werden
gegen die Vorkriegszeit um 45 Prozent.

Seit Juni 1924 ſind die Gehälter einmal mit Wirkung
vom 1. Dezember 1924 aufgebeſſert worden und zwar um
12,5 Prozent für die Gruppen 26. Durch die Aufbeſ
ſerung wurde aber noch nicht einmal das Friedensnominal
gehalt, z. B. eines ledigen Beamten der Gruppe 3 erreicht.
So bleiben die Bezüge des erwähnten Beamten über ein
volles Drittel hinter der Teuerung zurück. Es iſt alſo
durchaus berechtigt,, daß die Beamten einen Ausgleich ihrer
Bezüge an die Teuerung verlangen. Selbſt, wenn man
der Preisſenkungsaktion der Reichsregierung den unwahr
ſcheinlichen Erfolg einer Preisſenkung um 10 Prozent zu
geſteht, dann bleibt noch eine gewaltige Differenz zwiſchen
den Bezügen der Beamten und der amtlich feſtgeſtellten
Teuerung. Es iſt unverſtändlich, wie ſeinerzeit der Reichs
tag die außerordentlich beſcheidene Forderung der Be
amten, die eine Erhöhung um 7,5 Prozent vorſah, ab
lehnen konnte. Wirkt ſich aber die Preisſenkungsaktion
der Regierung nicht aus, dann muß das Mißverhältnis
zwiſchen Beamtenbeſoldung und Preisgeſtaltung Auswir
kungen haben, die ſich volkswirtſchaftlich noch gar nicht
überſehen laſſen.

Beim ſtädtiſchen Polizeipräſidium ſind Amtsge
hilfen beſchäftigt, die ſage und ſchreibe Monatsgehälter be
ziehen, die nach den Abzügen für Steuern uſw. noch nicht
100 Mark im Monat betragen. Berechnet man hierzu,
daß bei dem Stand der Mieten und der Koſten für die
Teurung heute im Monat wenigſtens 30— 35 Mark ge
braucht werden, ſo haben wir zu verzeichnen, daß verhei-
ratete Beamte ohne Kinder mit 60 Mark im Monat ihren
Anterhalt zu beſtreiten haben. Wenn hier nicht die Be
amten auf die ſchiefe Bahn kommen oder ſogar Selbſt
mord begehen, iſt das geradezu zu bewundern.

e
S

da e 2



Dehrerh DeDer nene
Lehrerbildung iſt ein kulturpolitiſcher Faktor! Dieſe

Theſe liegt den beiden erſten richtunggebenden Vorträgen,
Der neue Lehrer (30. Sept.

ſnet wird, zu Grunde Volks
ſchuldirektor Dr. Paul Honigsheim gibt die Analyſe in
Lehrerſchaft und Kulturkriſe, der Vorſitzende des Bun
des Entſchiedener Schulreformer“, Profeſſor Paul Oeſt
reich verſucht in das Schulchaos und die Erziehung zur
Totalität den Aufbau der nokigen Zukunft. Der Berliner
Kongreß arbeitet alſo nicht mit dem üblichen Vorwand
der „abſoluten Pädagogik. Jn der Zeit der Konkordats-
politit, der konfeſſionellen Lehrerakademien uſw. iſt dieſe
kämpferiſche Front zum mindeſten ehrlich und mutig.
Programme und Karten durch die „Werkfreude, Berlin
W 35, Potsdamerſtr 104

Die Bedeutung der Hreis- nd
Provinziallandtagstwahlen.

(Der Landbund als „Sparſamkeitsapoſtel“.)

Wenngleich damit zu rechnen iſt, daß die Wahlen zu
den Kreis und Provinziallandtagen auf den November
verlegt werden, ſo ſetzen doch ſchon jetzt die Rechtsparteien
und an ihrer Spitze der Landbund alle Hebel in Bewegung,
um die Stimmung der Wähler für ſich einzufangen. Man
weiß ſehr gut, daß die Provingialverwaltung zunächſt nach
der finanziellen Seite hin ſehr wichtige Aufgaben zu löſen
hat, für die man gar zu gern das Heft wieder in die Hän
de bekommen möchte, und außerdem ſchielt man dabei nach
der Zuſammenſetzung des Reichsrats und des preußiſchen
Staatsrats, um ſozuſagen von unten her den politiſchen
Einfluß der Reaktion wieder zur Geltung zu bringen. Das
ſelbe gilt für die Kreistage. Jn früheren Jahren galten
dieſe mit Recht für die Domänen der Reaktion. Von hier
aus warf man die behördlichen Machtmittel in die Wag-
ſchale zugunſten der Partei, die ſeit Jahrhunderten in
Preußen die herrſchende war. Die Vorſchlagsliſten der
Landräte, Amtsvorſteher, der Beamten der Kreisgeſchäfts
führung die ganze Handhabung des Verwaltungsapparag-
kes und die Verwendung der Kreismittel unterlagen dem
Einſluß des Großgrundveſitzes und ſeines konſervativen
Anhangs. Mit dem Zuſammenbruch des alten Syſtems
hat ſich das Bild geändert. Aber man möchte die alte
Macht wieder haben und zwar auf dem Wege eines ſoge
nannten „nationalen Ordnungsblocks“.

Für dieſen macht beſonders der Landbund eine recht
koſtſpielige Propaganda. Man will, wie er in großen An

kündigungen betont:
Geordnete Verwaltungsverhältniſſe, ſorgfältig

vorgebildete und ausgeſiebte Verwaltungsbeamte,
Mehrheiten in den Parlamenten der Kreiſe und Pro

vingziallandtage, die ſich ihrer Pflicht gegen die Wäh
ler bewußt ſind und nicht auf deren Koſten unnötige
Dinge beſchließen und Rückkehr zur Sparſamkeit.
Die Führung der Vaterländiſchen Verbände, des Land

bundes, der Deutſchnationalen Volkspartei, der Deutſchen
Volkspartei und der Deutſchvölkiſchen Freiheitspartei hät
ten ſich, ſo heißt es in dem Aufruf, bereits die Hände ge

reicht, und es liege nun an den Wählern, dem „Ordnungs
block freie Bahn zu ſchaffen. Die gewiß ungewollte Jro
nie, die darin liegt, daß in dieſer Blockgemeinſchaft ausge
rechnet der Landbund zur Sparſamkeit auffordert, ſcheint
man nicht zu fühlen. Aber nach der ungeheuren Mißwirt
ſchaft, die gerade in Landbundgenoſſenſchaften mit den Gel
dern der Kleinbauern bisher betrieben worden iſt, und
nach der erwieſenen Tatſache, daß man dieſe Gelder, die
wirtſchaftlichen Aufgaben dienen ſollten, vielfach für poli
tiſche Propagandazwecke herausgeworfen hat, dürfte in
erſter Linie der Landbund den ungeeignetſten Wortführer
für Ordnung und Sparſamkeit abgeben. Und was im
übrigen hinter der angebotenen „nationalen Arbeit und
Leiſtung der ganzen Blockgemeinſchaft ſteckt, läßt ſich auf
die Formel „Zurückeroberung der parteipolitiſchen Macht

in den preußiſchen Verwaltungsparlamenten“ bringen.
Die provinziellen Spitzenkörper ſollen wie früher die poli
tiſche Plattform bilden, von der aus man die Fäden
knüpfen und dann wieder rückſichtslos herrſchen kann. And
die Beamten ſollen „ausgeſtebt werden. Wie eine ſolche
Siebung ausſehen wird, kann man ſich denken. th.

I Aus Parlamenten und Parteien

Der Parteigusſchuß derdentſchen
Hemokratiſchen Partei

trat am Sonntag im Reichstagsgebäude zu einer aus allen
Teilen des Reiches überaus gut beſuchten Tagung zuſam
men. Nachdem der Vorſitzende, Reichsminiſter a. D. Koch,
dem dahingeſchiedenen Vorſtandsmitgliede Friedrich
Wein hauſen einen ſehr herzlichen Nachruf gewidmet
hatte, beſchloß der Parteiausſchuß zunächſt, den Reichs
parteitag in den erſten Tagen des Dezember (etwa vom
A6.) in Breslau ſtattfinden zu laſſen. Hierauf erſtat
kete Koch einen glänzenden Bericht über die abgelaufene

Reichstagsſeſſion, in dem er die Regierungstätigkeit der
Deutſchnationalen einer ſcharfen Kritik unterzog. Koch
ſchloß ſeine außenpolitiſchen Ausführungen mit den Wor
ten „Entweder wird Europa ein Balkan, vder es wird
ein Pan- Europa

Hexrvorragende wirtſchaftspolitiſche Referate wurden
gehalten vom Reichstagsabgeordneten Dr. H. Fiſcher,
Köln (über Finan z und Steuerfragen) und vom
Reichstagsab geordneten Meyer, Berlin (über die Tätig-
keit der Reichstagsfraktion in der Zoll und Handels

politik).
ſtimmung
in alle

utenningoneinſtimmitgen

Die
des P

Grundſätzlichen und
Annahme ſolgender Entſchließung

e zu der

„Der Parteiausſchuß ſpricht der demokratiſchen
Reichstagsfraktion, insbeſondere ihrem bewährten Vor

3 t r M 3 t ſchmoro n Oihenden und den ſliedern, die im ſchweren Kam
9 5um eine vernünftige Steuer und Zollpolitik in ver

erſten Reihe geſtanden haben, ſeinen Bank aus. Er gibt
ſeiner Genugluung darüber Ausdruck, daß der von der
D. D. P. ſtets vertretene Standpunkt in der Außenpolitik
und zur republikaniſchen Reichsverfaſſung in ſteigendem
Maße die ſelbſtverſtändliche Grundlage der deutſchen
Politik geworden iſt.“
Ferner ſand nachſtehende Reſolution gleichfalls einſtim

mige Annahme
„Der Parteiausſchuß ſpricht die Erwartung aus, daß

die Fraktionen des Reichstages und der Landtage be
ſtrebk ſein werden, eine Ausdehnung der unſoziglen
Und rückſtändigen Hauszinsſteuer für die Zwecke des all
gemeinen Stagtsbedarfes zu verhindern

Hierauf hielt Stadtſchülrat Weiß, Nürnberg, ein be
deutendes, temperamentvolles Referat über den Reichs
ſchulgeſetentwurf (über den wir unſere Leſer heute
von anderer Seite unterrichten). Einſtimmig wurde unter
lebhafter Zuſtimmung folgende Entſchließung angenom
men

„Die D. D. P. lehnt den durch die Preſſe bekannt ge
wordenen Reichsſchulgeſetzentwurf, weil im Widerſpruch
ſtehend zu Wort und Geiſt der Verſaſſung, mit Ent
ſchiedenheit ab, und legt Verwahrung gegen den beab-
ſichtigten Verfaſſungsbruch ein. Das geplante Reichs
ſchulgeſetz verſchlägt die durch geſchichtliche Entwicklung
und Verfaſſüngsrecht gegebene Staatsſchule und ent-
rechtet den Staat zu Gunſten einer kirchlichen Schülhoheit,
welche die von allen preisgegebene geiſtlichesSchulaufſicht
weit hinter ſich läßt. Es raubt dem deutſchen Schul
weſen jegliche Selbſtändigkeit, dem deutſchen Lehrer
ſtand die durch die Verfaſſung gegebenen ſtagatsbürger
lichen Rechte. Es unterwirft alle Kinder, die durch die
Verhältniſſe gezwungen, Bekenntnisſchulen beſuchen müſ
ſen, einem unerhörten Gewiſſenszwang und unterbindet
jegliche Entwicklung in Sinne des Art. 146 Abſ. 1 der
Verfaſſung. Die nach Art. 174 der Reichsverfaſſung
beſonders zu ſchützende Simultanſchule in Vaden, Heſſen
und HeſſenNaſſau wird vollſtändig und abſichtlich preis
gegeben. Der Entwurf leite eine Klerikaliſterung des
geſamten Schulweſens ein, die zu heftigen, die Volksein
heit dauernd gefährdenden Kämpfen führen muß.

Hie Befreinngsfeiern
in den bisher beſetzten Gebieten des Deut
ſchen Weſtens haben ihren Anfang genommen,
und es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Bevölkerung jener
deutſchen Landesteile ihrer Freude Über die wiedergewon-
nene Freiheit einen entſprechenden Ausdruck verleiht.
Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es auch, daß die deutſchen
Stammesangehörigen, die von einer Beſetzung verſchont
geblieben ſind, an dem Jubel ihrer Brüder im Weſten leb
hafteſten Ankeil nehmen. Aeber den Feiern aber ſollte
man doch niemals die Tatſache vergeſſen, daß es ausſchließ
lich die Erfüllungs und Friedenspolitik geweſen iſt, durch
die das Deutſche Reich die wider Vertrag und Recht be
ſetzten Gebiete neu gewonnen hat, und daß nur dann, wenn
der Weg dieſer Politik weiter gegangen wird, eine baldige
Befreiung der Lande auch links des Rheins vom fremd
ländiſchen Joche möglich iſt. Gewiſſe Elemente, deren Wir
ken nichts weiter ausgerichtet hat, als die Befreiung Weſt
deutſchlands zu verlangſamen, ſind ſchon dabei, die Dinge
umzudeuten und die Früchte einer von ihnen leidenſchaft
lich bekämpften Politik für ſich einzuheimſen. Wir hoffen,
daß ſie ſich verrechnen. Die Einſicht und der geſunde Sinn
des Volkes an Ruhr und Rhein kennt die Zuſammenhänge
und iſt nicht gewillt, ſich die tiefe Befriedigung über den
Wiederanſchluß an Deutſchland durch das Treiben na
tionaliſtiſcher Heißſporne verderben zu laſſen.

Monarchiſtiſche Propaganda
in Oſtprenßen.

Der ehemalige Kronprinz von Preußen hat kürzlich
mit ſeiner Gemahlin und dem älteſten Sohne eine Reiſe
nach und durch Oſtpreußen unternommen. Natürlich nur
eine private. And wenn gewiſſe Teile der oſtpreußiſchen
Bevölkerung dieſen Beſuch anders auffaſſen und für poli
tiſche Zwecke ausnutzen, ſo iſt das ſehr gegen den Willen
des früheren Kronprinzen. So nehmen wir wenigſtens an,
obwohl wir uns denken können, daß eine andere Perſön
lichkeit ſich vorſichtiger verhalten und einen unangebrachten
Eifer begeiſterter Anhänger gründlich dämpſfen würde. Es
war ja auch von vornherein nicht anders zu erwarten, als
daß die reaktionären Elemente der Provinz Oſtpreußen die
Fahrt des ehemaligen Kronprinzen für ihre Zwecke aus
ſchlachten würden. Haben ſie dasſelbe doch bei den Be
ſuchen Hindenburgs und Ludendorffs getan. Man braucht
nur die Berichte der deutſchnationalen Preſſe zu leſen, um
ſofort zu erkennen, wozu das ganze bei dieſer Gelegenheit
aufgebotene Schaugepränge dienen ſoll. Mit Stolz wird
U. a. berichtet, daß in Allenſtein, das im Schmuck ſchwarz
weißroter Fahnen prangte, die vaterländiſchen Verbände
Auſſtellung genommen hatten, und daß der Kronprinz
ſichtlich erfreut die Front abſchritt, eine Reihe alter Sol
daten, beſonders Mitglieder des Stahlhelms, ins Geſpräch
ziehend. Jn den Dörfern gab es Girlanden mit der Auf
ſchrift „Heil Hohenzollern!“ Jn der Stadt Lötzen mit der
Feſte Boyen ließ ſich der Kronprinz „Vortrag halten
von wem? Etwa von einem aktiven Reichswehroffizier?
Welchen Zwecken dieſe monarchiſtiſche Propaganda dienen
ſoll, iſt ſchwer erſichtlich, denn praktiſchen Erfolg im Sinne

wird durch ſie wieder ein Moment der Zwiekracht in die
Bevölkerung gekragen, der jetzt nichts dringender noktut,
als Einigkeit.

GSyortfent ver Gehugroltzet.
Die Schutzpolizei in Halle veranſtaltet am Mittwoch

den 90. September, 2 Uhr nachmittags in der ehemaligen
Artillertekaſerne und auf dem Spor platz 99 (Huttenſtr.)
ihr diesjahriges Sportſeſt (Reiter- und ſportliche

den Sportſpielen, ſondern das Jnkereſſe an unſerer Schutz
poligei überhaupt viele Freunde zum Beſuch des Sport
feſtes veranlaſſen wird. Preisverteilung und Ball in den
Räumen der Saalſchloßbrauerei geben abends dem Feſt ſei
nen Abſchluß

ihrer Urheber wird ſie beſtimmt nicht haben. Dagegen

Kampſſpiele) Wir glauben, daß nicht nur das Intereſſe an

Jung demokraten Halle.
Die Jugendpruppe veranſtaltet anläßlich des Ge

burtsteges von Walther Nathengu am Mittwoch, den 39.
September, abends 8 Ahr, in den Klubräumen des Neu
markteSchütenhauſes, Harz, eine Rathenau-Gedenkfeier.
Stud.Rat Stieber ſpricht über „Zeitgenöſſige Gedanken
über Rathenau“. Anſchließend einige muſikaliſche Vor
träge, die der Würde der Veranſtaltung Rechnung tragen.

unſerer Bewegung ſind herzlich eingeladen.

Stlberhochgeit. Jn großer Friſche ſeterte am Donners
tag, dem 24. September das Ehepaar Karl Fuchs in
Querfurt das Feſt der ſilbernen Hochzeit. Herr Fuchs iſt
einer unſerer treueſten Parteifreunde, der ſtets an ſeiner
demokratiſchen Ueberzeugung feſtgehalten und ſich auch
öffentlich zur Partei bekannt hat. Weit über den Rahmen
der Partei hinaus aber erfreut er ſich in Querfurt und im
ganzen Kreiſe berechtigten Anſehens als aufrechter Mann
und liebens würdige Perſönlichkeit. Auch ſeine Gattin iſt
eine treue Demokratin. Wir wünſchen dem Silberpaare
viel Glück und Segen für den weiteren Lebensweg.

Deutſche Demokratiſche Partei Weißenfels. Wir ver
anſtalten am Sonntag, dem 27. September 1925 einen
Familienagusſlugl Treffpunkt nachmittags 3 Ahr im
Bahnhofs Reſtaurant Leißling. Dorktſelbſt: Preisſchießen,
Ringwerfen und ſonſtige Anterhaltungsſpiele und Ueber
raſchungen für die Kinder. Rückmarſch mit Laternen und
Muſik abends 7 Uhr, oder Rückfahrt mit dem Zug 7 Ahr.
Eintritt frei! Gäſte ſind herzlich willkommen. Am recht
zahlreiche Beteiligung wird gebeten. Bei ungünſtiger Wit
terung im Saale. Der Vorſtand.

Reichsbanner Schwarz-RotGold.
Ortsgruppe Halle. Sonntag, den 27. September, pünkt

lich 10 Ahr, im „Volksparkt“ kleiner Saal): Mitgliederver-
ſamlung. Zu dieſer Verſammlung müſſen ſämtliche Kame
raden erſcheinen. Ohne ordnungsmäßig geklebte Mitglieds-

karte keinen Zutritt. Der Vorſtand.
1. Bezirk. Sonnabend, den 26. September, abends 7

ein halb Uhr, im „Schwarzen Bär“: Familienabend. Ka
meraden, Jugendliche und Familtenangehörige ſind hier
mit kameradſchaftlich eingeladen.

Kapitän z. See Perſins in Halle.
Auf Einladung der Deutſchen Friedensge

ſell ſchaft und verſchiedener republikaniſcher Organiſa
tionen hielt am 17. d. M. der bekannte Marineſchriftſteller
Kapitän z. See a. D. Perſius im überfüllten Wintergarten
Saale einen Vortrag, in dem er in leichtem Plauderton die
perſönlichen Erlebniſſe ſchilderte, die ihn „vom kaiſerlichen
Seeoffigier zum Pazifiſten und Republikaner gewandelt ha
ben. Eine lebhaſte Ausſprache, an der ſich Vertreter aller
Richtungen beteiligten, hielt die Verſammlung bis gegen
Mitternacht beieinander. Die geſpannte Aufmerkſamkeit
der Hörer und der ſtürmiſche Beifall, der dem Redner ge
zollt wurde, bewies, daß die halliſche Bevölkerung dem Pa
zifismus keineswegs mehr gleichgültig gegenüberſteht. Be
ſonders erfreulich iſt es, daß man nunmehr auch im bür
gerlichen Lager einzuſehen beginnt, daß dem chauviniſtiſch
militariſtiſchen Treiben der nationgaliſtiſchen Verbände ent
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